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Antwort 
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Dr. Häfele, Dr. von Bockeiberg und der Fraktion der CDU/CSU 
— Drucksache 7/3703 — 

betr. Haushaltsentwicklung des Bundes 1975 


Der Bundesminister der Finanzen hat mit Schreiben vom 1 1 . J uni 
1975 - II A 1 - H 1322 - 36/75 - namens der Bundesregierung 
die Kleine Anfrage wie folgt beantwortet: 


1. Aufgrund der sich immer alarmierender verschlechternden 
Finanzlage der Bundesanstalt für Arbeit in Nürnberg mußten 
nach Abschluß der Ausschußberatungen des Bundeshaushalts 
1975 zusätzliche Mittel zur Aufrechterhaltung der Zahlungsfähig- 
keit der Bundesanstalt von insgesamt 3,2 Mrd. DM bereitgestellt 
werden. Bei der Bemessung dieses Betrages wurde von folgen- 
den Annahmen im Jahresdurchschnitt 1975 ausgegangen: 

— 730 000 Arbeitslose, 

— 400 000 Kurzarbeiter, 

— • 110 000 Empfänger von Unterhaltsgeld, 

Mittlerweile wird erkennbar, daß entgegen den optimistischen 
Aufschwungparolen, die in den letzten Landstagswahlkämpfen 
verbreitet wurden, selbst diese Horrorzahlen noch überschritten 
werden. Die für das ganz Jahr vorgesehenen 3,2 Mrd. DM mußte 
die Nürnberger Bundesanstalt bereits bis Anfang Mai in voller 
Höhe in Anspruch nehmen. 

1.1 Von wieviel Arbeitslosen, Kurzarbeitern und Empfängern 
von Unterhaltsgeld im Jahresdurchschnitt ist nach der neue- 
sten Vorausschätzung des Arbeitskreises „Gesamtwirtschaft- 
liche Vorausschätzungen" auszugehen? 

Der Arbeitskreis „ Gesamtwirtschaftliche Vorausschätzungen " 
geht in seiner neuen Schätzung von einer Arbeitslosenquote 
von rd. 4 v. H. im Jahresdurchschnitt 1975 aus. Diese Quote ent- 
spricht einer Zahl von etwa 950 000 Arbeitslosen im Jahres- 
durchschnitt. Die Zahl der Kurzarbeiter und Empfänger von 
Unterhaltsgeld wird von dem Arbeitskreis im einzelnen nicht 
geschätzt, sondern nur global in der Veränderung der durch- 
schnittlich geleisteten Arbeitszeit aller beschäftigten Arbeit- 
nehmer gegenüber dem Vorjahr berücksichtigt. 

Eine genauere Prognose der Arbeitsmarktentwicklung, die auch 
die Zahl der Kurzarbeiter und Unterhaltsgeldempfänger quanti- 
fiziert, wird im Juli im Zusammenhang mit dem von der Bundes- 
anstalt für Arbeit geplanten Nachtragshaushalt vorliegen. 
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1.2 Um welchen Betrag vergrößert sich danach voraussichtlich 
das Defizit der Bundesanstalt für Arbeit gegenüber den im 
Bundeshaushalt 1975 angenommenen 3,2 Mrd. DM? 

Genauere Angaben sind erst möglich, wenn der Nachtragshaus- 
halt der Bundesanstalt für Arbeit vorliegt. 


1.3 Wie wird die Bundesregierung dieses Defizit finanzieren v 
1.3.1 Welche Beträge sind dafür bereits bis zur Beantwor- 
tung dieser Anfrage über die im Bundeshaushaltsplan 
bereitgestellten 3,2 Mrd. DM hinaus vom Bundesmini- 
ster der Finanzen überplanmäßig bewilligt worden? 


887 Mio DM. Auf die Unterrichtung des Deutschen Bundestages 
gemäß § 37 Abs. 4 BHO wird Bezug genommen. 


1.3.2 Inwieweit müssen noch darüber hinaus in diesem Jahr 
aus heutiger Sicht zusätzliche Bundesmittel der Bun- 
desanstalt zur Verfügung gestellt werden? 

Vgl. Beantwortung der Frage 1.2. 


2. Bei der letzten Steuerschätzung im März diesen Jahres, die be- 
reits erhebliche Steuerausfälle gegenüber der vorhergehenden 
Schätzung sichtbar machte, wurde ein nominales Wachstum des 
Sozialprodukts von 8t 2 v. H. und ein reales Wachstum (also 
ohne Preissteigerung) von etwa 2 v. JI. zugrunde gelegt. Mittler- 
weile rechnet die Regierung nach Pressemeldungen aufgrund der 
Ergebnisse des Arbeitskreises „Gesamtwirtschaftliche Voraus- 
schätzungen“ überhaupt nicht mehr mit einem realen Wachs- 
tum. Das vor den jüngsten Landtagswahlcn immer wieder abge- 
gebene Versprechen, im Frühsommer gehe es aufwärts, ist da- 
mit durch die Regierung aufgegeben. Der Bundesminister für 
Wirtschaft hat mittlerweile sogar ein Minuswachstum für das 
Gesamtjahr 1975 nicht mehr ausgeschlossen. 

2.1 Wie hoch ist das nominale und das reale Wachstum nach 
den Schätzungen des Arbeitskreises „Gesamtv/irtschaftliche 
Vorausschätzungen'' aus heutiger Sicht für das Gesamtjahr 
1975? 

Der Arbeitskreis „ Gesamtwirtschaftliche V orausschätzungen '' 
schätzt den Zuwachs des nominalen Sozialprodukts in 1975 auf 
7 V 2 V. H. und des realen Sozialprodukts auf null v. H. Für die 
Preise der Inlandsnachfrage wird mit 6 v. H. und für die Ver- 
braucherpreise mit 5 V 2 V. H. ein niedrigerer Anstieg erwartet, als 
im Jahres wirtschaftsbericht angenommen worden war. Der 
gegenüber dem Jahreswirtschaftsbericht höhere BSP-Deflator 
ergibt sich ausschließlich durch verbesserte Terms of Trade 
(stärkerer Anstieg der Ausfuhrpreise im Vergleich zu den Ein- 
fuhrpreisen). 

Die Behauptung, die Bundesregierung rechne für 1975 nicht 
mehr mit einem Aufschwung, ist unzutreffend. Nach einem 
merklichen Rückgang im ersten Quartal 1975 wird im weiteren 
Jahresverlauf 1975 ein zunehmendes Wachstum des realen 
Sozialprodukts erwartet. Die vorausgeschätzte Stagnation des 
realen Sozialprodukts im Jahresdurchschnitt 1975 geht aus- 


2 



Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode DrUCkSSChG 7/3759 


schließlich auf die unerwartet starke Abschwächung um die 
Jahreswende 1974/75 zurück. Durchschnitts- und Verlaufsrech- 
nung dürfen hier nicht verwechselt werden. 


2.2 Welche Steuerausfälle (Größenordnung) sind danach für die 
Haushalte von Bund, Ländern und Gemeinden insgesamt 
und für den Bund (auf der Grundlage der Sleuerverteilung 
nach geltendem Recht, also ohne Revisionsklausel) insbe- 
sondere zu erwarten? 


Die letzte, vom Arbeitskreis „Steuerschätzungen" erarbeitete 
Steuerschätzung ist vom März 1975. Eine Steuerschätzung neue- 
ren Datums ist bislang nicht erstellt worden. 

Zuverlässige Angaben lassen sich erst machen, wenn die wei- 
tere Entwicklung besser zu übersehen ist. 


3. Seit Monaten hat der Bundesminister der Finanzen eine Neu- 
schätzung der Steuereinnahmen durch den Arbeitskreis „Steuer- 
schätzung" für Anfang Juni angekündigt. Nach Pressemeldungen 
hat er jedoch die für den 10. /II. Juni geplante Steuerschätzung 
abgesagt und als Begründung den bisher noch nicht beigelegtcn 
Steuerstreit zwischen Bund und Ländern über die Finanzierung 
der sog. Steuerreform angeführt. 

Inwiefern sieht die Bundesregierung darin einen hin reichenden 
Grund für die Verschiebung der Steuerschätzung? 


Die Sitzung des Arbeitskreises „Steuerschätzungen" ist für den 
10. und 11. Juni 1975 vorgesehen gewesen. Von einer Einladung 
des Gremiums ist jedoch abgesehen worden. Eine fundierte 
Schätzung der Steuereinnahmen wäre zum jetzigen Zeitpunkt 
nicht möglich. Die für die Steuerschätzung notwendigen gesamt- 
wirtschaftlichen Daten sind in der konjunkturellen Umbruch- 
situation, in der sich die Bundesrepublik Deutschland zur Zeit 
befindet, mit großen Unsicherheiten behaftet. Eine Steuerschät- 
zung hätte deshalb für finanz- und steuerpolitische Zwecke nur 
einen geringen Aussagewert. 

Es kommt hinzu, daß die gegenwärtig noch ungeklärte Vertei- 
lung der Steuern vom Umsatz Bund und Länder im Ungewissen 
über die ihnen zur Verfügung stehenden Steuereinnahmen läßt. 


4. Der Bund fordert von den Ländern eine Beteiligung an den 
Kosten der sog. Steuerreform durch Überlassung eines erhöhten 
Bundesanteils an der Umsatzsteuer für 1975 von rd. 5,3 Mrd. DM. 
4.1 Wie hoch ist das Gegenangebot der Länder? 

Die Verhandlungen über eine Revision des Beteiligungsverhält- 
nisses an der Umsatzsteuer zum Ausgleich der finanziellen Be- 
lastungsverschiebungen durch die Steuerreform für die Jahre 
1975 und 1976 werden zur Zeit in einer Bund/Länder-Arbeits- 
gruppe geführt, der unter Vorsitz des Bundeskanzlers von 
Länderseite die Regierungschefs der Länder Bayern, Baden- 
Württemberg, Hamburg, Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen 
und Schleswig-Holstein angehören. Die Beratungen dieser 
Arbeitsgruppe sind vertraulich. Die nächste Sitzung des Gre- 
miums ist für den 13. Juni 1975 vorgesehen. 
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4.2 Der für Haushaltsfragen zuständige Parlamentarische Staats- 
sekretär des Bundesministers der Finanzen hat kürzlich 
gegenüber Journalisten zu erkennen gegeben, daß nach 
seiner Meinung der Bund in dieser Auseinandersetzung 
nadigeben und von der bisherigen Forderung mindestens 
1 bis 2 Mrd. DM absetzen müsse. Weldie Folgerungen zieht 
die Bundesregierung aus dieser Meinung? 

Der im Bundesministerium der Finanzen für Haushaltsfragen zu- 
ständige Parlamentarische Staatssekretär hat sich in dieser 
Weise nicht geäußert. Er hat lediglich darauf hingewiesen, daß 
in der Höhe, in der die Länder nicht bereit wären, ihren Anteil 
an den Lasten der Steuerreform zu tragen, ein Haushaltsrisiko 
des Bundes entstünde. 


5. Zur Deckung der immer größer werdenden Verluste der Bundes- 
bahn ist im Bundeshaushaltsplan 1975 (neben sog. erfolgswirk- 
samen Zuwendungen, Investitionszuschüssen und Schulden- 
diensthilfen) eine Liquiditätshilfe von rd. 2,3 Mrd. DM vorge- 
sehen. 

5.1 Auf welchen Betrag schätzt die Bundesregierung aus heu- 
tiger Sicht den Verlust der Bundesbahn im Gesamtjahr 
1975? 

Auf voraussichtlich 3,7 Mrd. DM. 

Zu dem in der Frage genannten Betrag von 2,3 Mrd. DM wird 
bemerkt, daß im Bundeshaushalt 1975 für Liquiditätshilfen 1,9 
Mrd. DM vorgesehen sind. 


5,2 Wie hoch war der durch Liquiditätszuwendungen nicht 
gedeckte Verlustvortrag zum Jahresende 1974? 

Rd. 2,3 Mrd. DM. 


5.3 Auf welchen Betrag schätzt die Bundesregierung den durdi 
Liquiditätszuwendungen nicht gedeckten Verlustvortrag zum 
Jahresende 1975? 

Aus den vorstehenden Antworten ergibt sich rechnerisch, daß 
der nicht durch Liquiditätszuwendungen gedeckte Verlustvor- 
trag zum 31. Dezember 1975 über 4 Mrd. DM liegen würde. Die 
endgültige Höhe des nicht mit Bundeszuwendungen gedeckten 
Verlustvortrages zum Jahresende 1975 wird von der weiteren 
Entwicklung der Erfolgs- und Kapitalstruktur der Bundesbahn 
abhängen. 


5.4 Zum Jahreswechsel 1973/74 hielt der damalige Bundesmini- 
ster der Finanzen eine überplanmäßige Liquiditätszuwen- 
dung an die Bundesbahn in Höhe von insgesamt 1350 Mio 
DM mit der Begründung für „unabweisbar", daß sonst die 
Liquidität der Deutschen Bundesbahn nicht aufrechterhalten 
werden könne und der nicht mit Liquiditätshilfen des Bun- 
des gedeckte Verlustvortrag aus Vorjahren auf mehr als 
1,9 Mrd. DM anwachse (vgl. Drucksache 7/1658). 

Mit welcher Begründung rechtfertigt es die Bundesregie- 
rung heule, einen zum Jahresende 1975 voraussichtlich mehr 
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als doppelt so hohen Verlustvortrag hinzunehmen, ohne 
dafür zusätzliche Liquiditätshilfen „unabweisbar" zur Ver- 
fügung stellen zu müssen? 


Nach der jetzigen Kapitalmarktsituation kann davon ausge- 
gangen werden, daß die Bundesbahn 1975 ihren Bedarf auf dem 
Kapitalmarkt decken kann. Demgegenüber erforderten 1973 die 
ungünstiger als vorhergesehen verlaufene Ertrags- und Auf- 
wandsentwicklung bei der Bundesbahn sowie die Schwierig- 
keiten bei der Kreditbeschaffung die seinerzeitigen zusätzlichen 
Liquiditätshilfen des Bundes. 


6. Welche sonstigen Mehrbelastungen des Bundeshaushalts 1975 
von finanziellem Gewicht sind aus heutiger Sicht erkennbar 
(z. B. für den Schuldendienst, für die Leistungen an die Euro- 
päischen Gemeinschaften usw.)? 

Mehrbelastungen von finanziellem Gewicht sind im Haushalts- 
jahr 1975 außer bei den Liquiditätshilfen für die Bundesanstalt 
für Arbeit aus heutiger Sicht lediglich beim Kindergeld in der 
Größenordnung um 300 Mio DM zu erwarten. 


7. Wie gedenkt die Bundesregierung die sich abzeichnenden Mchr- 
belastungeii des Bundes im Rechnungsjahr 197v5 zu finanzieren''^ 
Insbesondere: 

7.1 Inwieweit können zum Ausgleich der Mehrbelastungen y\us- 
gaben gegenüber dem bisherigen Haushaltsplan gekürzt 
werden? 

7.2 Inwievzeit wird die noch nicht verplante Rücklage des Bun- 
des bei der Bundesbank (2,5 Mrd. DM) in Anspruch ge- 
nommen? 

7.3 Inwieweit wird die Regierung zusätzliche Schulden aui- 
nehmen? 

Die Bundesregierung beabsichtigt, einen Nachtragshaushait 
vorzulegen, sobald die Beträge für den erwähnten Bedarf auf 
der Ausgabeseite - insbesondere für den weiteren Liquiditäts- 
bedarf der Bundesanstalt für Arbeit - und die Höhe der zu 
erwartenden Mindereinnahmen sich hinreichend verfestigt 
haben. 

In den Nachtragshaushalt sollen auch die bis dahin überplan- 
mäßig bewilligten Liquiditätshilfen an die Bundesanstalt für 
Arbeit einbezogen werden. Bei der Vorlage wird auf die parla- 
mentarische Sommerpause Rücksicht genommen werden. 

Zu 7.1 bis 7.3: 

Kürzungen der Ausgaben 1975 stehen konjunkturpolitische Be- 
denken entgegen, über eine Rücklagenauflösung und die not- 
wendige Erhöhung der Kreditermächtigung des Haushalts- 
gesetzes 1975 wird die Bundesregierung im Zusammenhang mit 
dem Entwurf eines Nachtragshaushalts beschließen. 


8. Wird die Bundesregierung (wann?) einen Nachtragshaushalt für 
1975 vorlegen? 

Vgl. Beantwortung der Frage 7. 
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